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r;ach dem Abschluß der Verhandlungen mit den Europäischen 

GemeinDchaften betreffend den Abschluß eines Abkommens zur 

dauernden Regelung der v:irtschaftlichen Beziehungen Ö~lterreichs 

mit den Europäischen Gemeinschaften (Globalabkommen) auf Ar­

beitsgruppenebene wurde die zweite Verhandlungs phase am ?l. 

und 22.r:Iärz 197? mit einer Plenarsitzung der beiden Verhand­

lungsa elegationen abgeschlossen". 

Hiebei wurde über nachstehende Fragen Einveretännnis er-

zielt: 

\1arenrnäßiges Amlendungsgebiet des AbkoITl::1ens, wobei aller­

din8s die Frage der landwirtschaftlichen Verarbej.tungDpro­

dukte offen blieb 

- Zeitplan und Ausgangsbasis der beiderseitigen Zollsenkunp:en 

sowie der zollgleichen Abgaben 

- Grundsatz der Beseitigung rJengenmäßiger Einfuhrbeschränkun­

gen 

- gerensei tige Unterrichtung über beabsichtigte j\nderung von 

Zöllen 

- Fragen des das Abkonrnen betreffenden Z,,:hluncsverkehrs 

- Dumping .. 

- Schutzklauseln betreffend Zahlur.gsbilanzschvrierigkei ten 

- evoluti ver Charakter des AbkordIlens 

- KUndigungsklausel 

- Zusarr.mensetzung und Aufeabenkreis des Gemeinsamen Organs 

- :?rinzip der Übernahme vorstehender VertragseIernente auch 

ir. das Abkor;Lr:len betreffend n.ie .EGIC)-Produkte 

- G~·undsatz der autonOmen Einführung von Preisvorschriften 

fUr Eisen- und Stahlprodukte durch Österreich (analo[; Ar­

tikel 60EGKS). 

Die Hpuptschllierigkei ten der Verhandlunger.. ergaben sich 

erwartunr;sgemäß auf deo Lann wirtschaftssektor so',: ie bezüglich 

~er sensiblen Produkte. 

Auf dem IJand\ürtschaftssektor wurn.en österreiC}lischerseits 

die österreicllischen Exportinteressen nachdrücklich vertreten 
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und die Einräu..'TIung einseitiger Konzessionen unmißverständlich 

abgelehnt. 

Bei den sensiblen Produkten wurde die grundsätzliche öster­

reichische Haltung nochmals dargelegt und die in der Arbeits­

gruppe zur Lösung dieses Problems unterbreiteten österreichi­

schen Vorschläge nachdrücklich vertreten. Seitens der EG-Kom­

mission Hurde das konstruktive Element dieser VorschHige erund­

sätzlich anerkannt, jedoch gleichzeitig die österreichischer­

seits vorgeschlagene Verkürzung der Übergangsperiode uno der 

für die Endphase vorgeschlagene progressive Zollabbau kriti­

siert. 

Bezüglich der Ursprungsregelung für nas künftiee Abkom­

men wurde auf Delegationsebene darüber Einvernehmen erzielt, 

daß grundsätzlich ein kumulatives UrspruEgssystem zweckmäßig 

erscheinen würde. r1angels entsprechender Verhandlungsrichtli­

nien konnte diese Frage jedoch von der EG-Vcrhandlungsdelega­

tion nicht weiter vertieft werden . 

.. In der Frage der Schutzklauseln für Zolldispari täten sO\>lie 

regionale und sektorale Schv.-ierigkeiten ist vor allem die Pro­

zedurfrage offen geblieben. Österreichischerseits wurde dar­
auf gedrungen, im Falle der Anwendung der Schutzklauseln je~ 

weils eine Vorkonsultation im Rahmen derr Gemeinsamen Verwal­

tung[~organs vorzusehen, während die EG den Standpunkt vertrat, 

daß in gewissen Fällen ein Dringlichkeitsverfahren möglich sein 
müsse. 

Zur Unterstützung des österreich:i,.schen Verhandlungskonzep­

tes Hurden vor~ den fUtgliedern der Bundesregierung SOvrie i::D 

nor~~len diplomatischen Wege alle sich bietenden Gelegenhei­

ten genützt, um auf die maßgeblicrl'en Stellen der EuropäiEchen 

Gerr.einscflaften Einfluß zu nehmen. 

Nachder:, der Bundesminister für Handel,Gewerbe und Indu-

2trie bereits i~ Oktober 1971 bei einem Zusammentreffen in 

Venedig den i talienü~chen 8taatGGekret~:ir für oen Außenhandel, 

Relci, über (1ic ()sterreichj sehen Al!l i p.{'::cn in~bn~)ond(,J'e nu1' 
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Italiens 
terstützung/bei den Brüsseler Verhannlungen ersucht hatte, 

bot sicb für ihn auch anläßlich des Besuches des Herrn Bun­

desrr~~Ridenten in Italien im November 1971 die Gelegenheit, 

rni t T'E tgliedern der italienischen Regierung Gsterreichische 

Jntegratiom'!prob1eme eingehend zu er1)rtern. vIei ters wurnen 

vorl Bund esminister für Handel, Ge,'Terbe und Industrie une] vom 

Bundesminister für Aus,.;ärtige Anvelecenhei ten ar.1 ?9. Oktober 

1971 die in W~en akkreditierten Botschafter der EG-Mitplieds­

:~taaten {!err:einsam empfangen und ihnen die öf:~terreichisc}len 

-:l~~uptf:mliegen für ein A'::Jkommen mit n en EG auseinandergeset2t. 

Als sich bei den laufenc'l en VerhanrUungen n ie '.'le~38ntlichen 

kontroversiellen Si anc'l }Junkte in BrUs~;el abzuzeichnen bc{tannen, 

besuchte der Bundeskanzler die Regierwlgsctefs der sechs ~it­

glieo :-:staaten der EG smvie (l en britischen Premier'ldnL,ter. 

Ü~)er seine cl iCf'be~üglichen GEspdicbe in Frankreich, Großbri tn.n­

r.ien, Belgien, der Niederlande, der Bt:nc esrepublik neu tsch­

land und IJuxe;o;burg sOivie in Brü ~sel mit den Mi tglien ern Cl er 
I 

EG-Korrlrnission hn t der B'.IDG eskanzler am 14. ~':i-irz cl ie8e~3 .Tahret~ 

. (1 e:n Hoher. 11'au3 Bericht erstattet. 

1'\..'1l 7.April dieses Jahres konferierte der Bunnerckanzler 

mit seinen italienischen Amtskollegen in Rom jm gleichen Sin-

neo 

Unmittelbar vor der Ferti[stellun~ des Berichtes rler Kom­

rr:ission der Europäischen GomeinschaftenUber das bisherige Er­

r;ebnis der Verhandlunren mi t Österreich hat (leI' Bunc'les::1inister 

:fllr Eandel, Gevierbe lmd Indu~)trie VOIT.. 10. -l? Aprjl d ie8e~o Jah­

res in Br-'.~ssel die Gelegenheit '.';ahrc:enommen, die 1·~it{~liecter 

der Kommission über die H:-mptanliegen Usterreich:-J ir:1 Zusalcl­

menhanc; mit der Mandatserteilung eingehend zu informieren. 

DnrUber hinaus legte er den Ständigen Vertretern der Mitglieds­

staaten der Europäischen Gemeinschaften wie auch den Botschaf­

tern der vier beitretenden Staaten die Schwerpunkte der öster­

reichischen Verhandlungsinteressen nachdrücklich dar. Das bei 

den vorstehend en.;ähnten Gesprächen überreichte pro memoria 
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ist diesem Bericht als Anlage beigefügt. 

Anläßlich des Besudhes des Herrn Bundespräsidenten in Pa­

ris vom 21.-?4.März dieses Jahres konferierten der Bundesmini­

ster für Handel,Gewerbe und Industrie und der Bundesminister 

für Auswärtige Angelegenheiten mit den zuständigen Mitgliedern. 

der französischen Regierung über die Probleme der Verhandlun­

gen mit den Europäischen Gemeinschaften. 

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft traf im 

April dieses Jahres mit seinen Amtskollegen in Paris, Bonn 

und Br'Jssel, Luxemburg und Den Haag sowie mit dem für Iland­

wirtschaftsfragen zuständigen Mitglied der EG~Kommission 

Scarascia-Mugnozza zusammen und unterstrich hiebei die Bedeu­

tung einer Lösung der wichtigsten AgrarwüDsche Österreichs im 

Zusammenhang mit dem Abschluß. eines Globalabkorfilllens. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften hat am 

25.April dieses J~hres der Verhandlungsdelegation der Euro­

~~ischen Gemeinschaften ein weiteres Mandat zur Fortführung 

der Verhandlungen mit Österreich und den anderen Nichtbei­

trittskandidaten erteilt. Zum Zeitpunkt der Abfassung des ge­

genständlichen Berichtes sowie in den nächsten T2gen~rden in 

BrHssel von den Ständigen Vertretern der f.':i.tgliedsstaaten die 

Ergebnisse der EG-Kinisterratstagung von Luxemburg redigiert. 

Die Bundesregierung muß sich daher im Augenblick darauf be­

schränken, diesem B.ericht die vomEG-Ministerrat &rn 25.April 

diesesJ.'1hres herausgegebene Pressemitteilung in extenso als 

./1 

Anlage beizufügen. . /2 

Weiters kann auf Grund der bisher vorliegenden Informa­

tionen bereits als sicher angenommen werden, daß die EG auch 

bei den sensiblen i'laren mit einem Zollabbau ab 1. April 1973 

einverstanden sind. 

'IVie der vorer\'lähnten Pressemitteilung zu entnehmen ist, 

hat der Hrot der Europäischen Gemeinschaften nachdrücklicb 

seinen poli tisc.hen Willen bestätigt, die Verhandlungen noch 

vor dem SO~'TIer dieses Jahres abzuschließen. 
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Mit dem Abschluß der Verhandlungen Uber das Globalabkom­
men könnte auch das Interimsabkommen fertiggestellt werden. 
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" 
DER BUNDESMINISTER 

FÜR HANDEL, GEWERBE UNO INDUSTRIE 

DR. JOSEF STARIBACHER 

.p R 0 MEMORIA 

•.• Beilage 1 

zum Integrationsbericht 
(Stand Ende Apr11 1972) 

Betr.: Verhandlungen Österreich - Europäische Gemeinschaften 

Nach Ab~chluss der Plenartagung der zweiten Verhandlungsrunde sm 

2'1.!.22 .. i"lärz 1972 zeichnen sich nach österreichischer Aui'fassWlg, 

folgcnde Hauptprobleme ab, die in. den weiteren Verhandlungen noch 
zu klären sein werden: 

1. Sensible Produkte 

1. Sensible P~odukte 
2. Landwirtschaft 

3 .. Ursprungsregelung 
l~o Schutzklauseln ' 

Öetürreich hat sich zum Unterschied von den Vel'handlune;cll 1965 bia 

1967, als die Europäischen Gemeinschnften österreich einon verlang­

;:;nrnten Zollabl?D.u (Decalo.ge) zugestanden haben, bei dun jetziß<-,n 

V0rh~ndlungcn im Interesse einer raschen und umfassenden Inteßra­

ti onslösuIlß unter lIintanhal tung von Sonder\.;ünschen einzelner öHter­

reichischer Unternehmen bzw. Wirtschaftokreise für einen ßegensei­
tigen Zollabbau ohne Sonderregelungen ausgesproch(~n. Österreich 

bekennt sich nach wie vor zu diesem Konzept, soferne die EG-Seite 

eine ebensolche Haltung einnimmt. 

Djc von den Europäischen Gemeinschaften für die Notwendigkeit von 

SrmLl t rt'egelunc;en vorgebrachten Arr.;umente ki)nnen ös"tcrre ichischer­

ssits nicht geteilt werdcn, weil österre{ch bei einigen von den 

E'..iropüischcn Gemeinschaften genannten senniblen Produkten - \'Iie 

z.F. Papi.er - selbst scln-derige strukturelle Pr'oblomc meistern 

:::~::..;s, und im übrir;CIl die öntcrrnieh"i.:iclwn EXPOl'to bc i. den fj(~n:-;iblon 

i'ru~iH\~tcn durch'-Jcr;n nur eint.~n i\u::ah~r.Gt C;IH'inl~;~n Anteil tun r;C-Mul.'ltt 

huben. 

./ .. 
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Sollten die Europäischen Gemeinschaften bei'der Auffassung 
bleiben t dass Sonderregelung.en bei bestimmten Produkten für sie 
unabdingbar sind, so müsste österreich all..erdings seinen eigenen 
~arkt durch korrespondierende Massnahmen schützen, um wenigstens 
auf der Importseite die schädigenden Auswirkungen. einer solchen 
Sonderregelung zu mildern. Auf der Ausfuhrseite freilich werden 
die betreffenden österreichischen Waren von diesen schädigenden 
Auswirkungen voll getroffen. 

Wie das wesentlich stärkere \'/achstum der Exporte der Europäi­
schen Gemeinschaften noch österreich gegenüber den österreichi­
nchenExporten in die Europäischen Gemeinschaften in den letzten 
Jahren deutlich gezeigt hat, ist eine gr8ssere und stärkere 
Volkswirtsch~ft in der Regel leichter in der Lage,den Zollschutz 
einer kleineren Volkswirtschaft zu übersprinsen~ls umGekehrt. 
Die Sonderregelungen würden diese Entwicklung bei einer Reihe 
für den österreichischen. ExPort bedeutender ~/irtschaftsgüter 
verlängern. 

IID.lnteresoe eines positiven Verhandlungsabschlusses hat die 

österreichische Delegation im Verlaufe der zweiten Verhondlungs­
runde versucht, den ,,,esentliehen Besorgnissen der Gemeinschaft 

bei den genannten Produkten durch konstruktive Gegenvorschläge 
entgef>enzukommen. 

Hinsichtlich des von ihm vorgcachlagenen Zollabbauplanes für 
Papier vermeint österreich, dass der Papierindustrie nach vier 
Jahren, während welcher die Z811e faktisch nur symbolisch re­
duzier~ werden, ein etwas rascherer übergang zum Freiverkehr 
~:ubemutet; werden kann. Für unerwartete KL'isensi tuationen sieht 
das hbkommen ohnehin beoondere Schutzklauseln vor. 

Der Vorschlag na.ch Umreihung von Aluminium, hochschmel1.enden 
·l'~etalJ.en und Ferrolegierungen so\·da legiertem Stahl und Quali-.. 
täts-Kohlenstoffstahl (soweit unter den EWG-Vertrag fnllend) in 

./ .. 
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das System der einfachen überwachung liegt vor allem im Problem 

der Nachfole;eprodukte begründet, das sich bei einem verlangoamten 

bzw. aufgeochobenen Zollöbbau der Auogongsmaterialien zwangsläu­

fig ergeben würde. Was die Ferrolegierungen im besonderen betrifft, 

dnrf weiters nicht unberücksichtigt bleiben, dass Österreich nur 

in der Loge ist, Speziallegierunr;en der Zolltarifnummern 73.02 G 

in den EG-Markt zu liefern und dass der Marktanteil der Bsterrei­

chisehen Lieferanten im EG-Haum auf diese Spezial legierungen be­

zogen, kaum 1% ausmacht. Weiters soll daran erinnert werden, dass 

Österreich bei den Verhandlungen angeboten hat, den Zoll für Aus­

enngsmaterialien der hochschmelzenden Metalle, und zwar Wolfram­

und rviolybdänsäuren und -solze der Tarifnummer 28.28 a\+f das Ni ve(lU 

des Gemeinsamen Zolltarifes anzuheben, wenn dies geeignet wäre, 

Bedenken der Gemeinoschuft zu zerstreuen. 

Die vorgeschlaGene Herauonahme von Stahl der Tarifnurumer 73.15 
(soweit EGKS) aus einer besonderen, vom allgemeinen Zollabbau ab­

' .. J~ichenden Regelung gründet sich auf die von österreich Dutollom 

einzuführenden Preisvorschriften, die gemeinsam mit den Gchutz­

klauseln alle Garantien bieten, sodass eine Sensibiität diener 

Produkte nicht gesehen werden kann. 

Die ~3terreichischcn Zollobbauvorschläge hinsichtlich noch ver­

bleibender sensibler Produkte haben neben der Bes~itiG~n~ dcs 

Stillsto.ndes in den ersten drei Jahren e'ine vertretbare Kürzung 

der Übergangszeit und eine Verbesserung des Syotems der Richt­

plafonds zum Ziel. 

Unbeschadet der im vorstehenden aufcbzeigten MBglichkeitcn ist zu-

~arnmenfassend und grundsätzlich festzustellen, dass das bisherige 

Konzept der Gemeinschoft betreffend die Sonderrccelunßcn nicht nur 

. \.' ine besonders sch\·serc ßenachteilic;unr; für die österreichinchc 

\·:· .... rt~;chaft 1.ur Folr;e hlitte, sondern flt1C!h die Gefahr mit; nich 

bri.il'.hte, :'::\~t~ifcl nn (h~n rein wirLGchnfLlichcn lnLc:I'e:;unn Öntol'­

rci<.'h~ n:n .AlYkommcn mit d8n Europ~iischcn GL'mcinscl){lft~n zu wocken • 

. / .. 
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2. Landwirtschaft 

Österreich hat bei den gegenständlichen Verhandlungen wiederholt 

erklart, dass befriedigende Regelungen zumindest für die export­

wichtigen österreichischen Agrarprodukte, insbesondere des Rinder­

und Molkereisektors~getroffen werden müssten und hiefUr in den 

Verhandlunßen konkrete Vorschläge gemacht. österreich hat dabei 

die Bereitschaft zu entsprechenden Gegenkonzessionen zu erkennen 

gegeben. 

Mit Hinweis auf die gegenwärtigen Richtlinien des Ministerrates 

lelillte die EG-Delegution Verhandlungen über die österreichischen 

Forderunßcn bisher jedoch ab. 

Hinsichtlich der Forderungsliste der Gemeinschaft bezüGlich ver­

schiedener landwirtschaftlicher Zugestündnisse zugunstcn der 

~lropäiscl1en Gemeinschaften hat die österreichischeSeite in 

konstruktiver Weise ihre Bereitschaft ~ea\IS6ert, diesen in weitem 

~asDe entgegenzukommen, falls die Europäischen Gemeinschaften im 

Sinne einer Reziprozität ihrerseits den äntcrreichischen Wlinscl1cn 

t::,.t8prechen. Es vsurde aber ausdrücklich festgestell t, dass östcr­

l'eicr. seine Forderungen auch dann aufrecht erha1 ten würde, wenn 

die Gemeinschnft ihre Wünsche zurückzieht. 

Österreich kann hinGegen Forderungen der Gemeinschaft nach ein­

seitiGen Konzessionen zu ihren Gunsten, die in Anbetracht des 

bestehenden Ungleichgewichtes im gegenseitigen Warenverkehr völlig 

unbcgrlindet scheinen, nicht akzeptieren. 

fulfcrund der in den Verhandlungen von ös~crreich vorgebrachten 

J\re;umente kann nunmehr erwartet werden, dass die EG-Kommission 

in illrem Bericht an den Ministerrat die Bedeutung besonders her­

vorhebt, die österreich zufriedenstelIenden Hccelunc;en für aeine . 
wichtigsten Agrarprodukte im ZUDammenhang mi t dem Ablcommon bei-

misst. 

./ .. 
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3. Ursprungsregelung 

Das zentrale Problem ist eine engen Handelsverflechtungen angemes­

sene Kumulierungsregel für die Definition des Warenursprungs. Die 

von Österreich diesbezüglich gemachten Vorschläge sollen sicher­

stellen, dass die bereits zwischen den EFTA-Staaten bestehenden 

kumulativen Be- und Verarbeitungsvorgänge beibehalten und auf den 

künftigen präferenziellen Warenfreiverkehr mit den Erweiterten 

Gemeinschaften übernommen werden können. 

Nach den bisher z~ischen den beiden Delegationen stattgefundenen 

Gesprächen, in welchen die gegenständliche Problemstellung ein­

gehend untersucht wurde, rechnet Österreich nunmehr mit einer bal­

digen Entscheidung des EG-Ninisterratea, die abschliessende Ver­

handlungen über die Ursprungsregelung ermöglicht. Diese sollen 

nicht nur die Frage des kumulativen Ursprungerwerbs regeln, son­

dern auch jene wenigen, für die österreichische Wirtschaft jedoch 

nehr bedeutungsvollen Änderungswünsche (z.B. Stickereiindustrie), 
, 
berücksichtigen. 

4. Schutzklauseln 

\.Jie schon in den biSheriGen Verhandlungen dargelegt \o/Urde, misst 

Ö3terreich im Interesse eines guten und reibungslosen Funktionie­

rens des Abkommens dem Verfahren zur Auslösung von Schutzmassnah­

men besondere Bedeutung bei. Es ist der Auffassung, dnss bei 

stimtlichen im Abkommen vorgesehenen Schutzklauseln, mit Ausnahme 

JeI,1er betreffend Zahlungsschwierigkeiten, in jedem Fall das Nor­

malverfahren zur Anwendung gelangen sollte, das heiast, dass eine 

Konsultation des Vertragspartners im Gem~insamen Verwnltun~sorgan 

bereits vor Auslösung einer Schutzmassnahme stattfindet. In be­

Gouders gelagerten Fällen könnte an eine Verkürzung der nach dem 

Normalverfahren vorgesehenen Frist gedacht werden. 

Brüssel, nm10.April 1972 
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Beilage 2 

~u~ Integrationsbe~icht 
~Stand Ende April 1972) 

Auszug aus der Pressemitteilung der 

EG betreffend die Sitzung des Minister­

rates vom 24./25. April 1972 

~ernanaLungen mit den,efta-I.aenaern 

~~~-----~-~---------------~~---~~~~-

aer rat prUEifte ein:;Jehena aen bericht oer kommission ueber Ole 
verhanaLungen mit oen mit~l.ieostaaten und dem assoZIierten 

stadt aer efta, die nicht aen beltrl.tt beantrayt haben unO 
konzentrlerte Slcn oabei auf die grunoLegenden ~robLeme, die 

1m rahmen aer ~erhanal.unjen noch nlcnt gel.oest wurden. es 

nanaeLt SIch um fOLgende ~robl.eme: ursprunys~robLeme., 

empfinal.lcne erzeu;Jnisse (papier., unrmacherwaren., bestimmte 
metal.l.e und metal.l.erzeugnisse)., erzeugn1sse, fuer die wegen 

e1ner gemeinsamen agrarpol.ltik elne besonaere regeLung ~iLt 

und erzeugnisse aer kal"Ji tel. 1 biS 24, eHe n1cnt zu aenjenlyen 

erzeugn1ssen ~enoeren, dle 1n annang 1i anyefuenrt sino., 
Landwirtscnaft., besonaere probl.eme portugal. una is,"anae, 
sc hutzkL.ause L.n. 

der rat konnte 1n den meisten dIeser fragen wesentLiche 
fortschritte erzieL.en: zu eini;Jen fragen konnte im rat eine 

Loesuny yefunaen weraen, waenrenO zu anderen fragen L.eit-

L.1nien erarbeitet wurden, die es der kommission uno aem, 
ausscnuss der staenoigen vertreter gestattten, Oie ausarbeitung 

der Olrektiven fortzusetzenD auf aem gebiet der L.andwirt­
sChaft eroerterte der rat aie frage der einbeziehung von 

pestimmungen fuer oen agrarbereich, konnte jedOCh nocn nicnt 

zu geme1nsamen scnl.ussfOL.yerunyen geL.angen~, er beauftragte 

oen aUSSChuSS der staend1yen vertreter, die pruefuny dieses 
~robL.emes gemeinsam m1t der kommission im L.lchte oer aus­

spraChe, die HO rat stattgefunden hat, fortzusetzen. 
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die berel.ts auf aieser tagung erarbeitetengeme1nsamen L.oe­
sungen weroen gegenstano von konsuL.tationen mit den bei­

trittswiL.L.igen staaten sein., im anschL.uss daran weroen die 
ver hand L.un gsric htL. in ien im wege aes sc hr i ftL. ic henve rfa hrens 
genehmigt. annano dieser l.eitL.inien kann oie kommission die 

naechste verhandL.ungsrunde mit den sechs betreffenden efta­

staaten in kuerze fortsetzen. 

hlnsicntL.ich cer probL.eme, bei .denen nocn zusaetzL.iche unter­

suchungen von sel.ten der kommission und des ausschusses der 

staendigen vertreter erforder~ich sind, uno in bezug auf die 

anderen, in dem bericht der kommission aufgeworfenen punkte 

weniger grundL.egender art, die auf dieser tagung des rates 

nicht anyesctmi tten woraen sfna, hat der rat dem aUSSChUSS 

aer' st-aend'i-gen ~'er~"Elter Q.as.mand,aterteiL.t, sich mit un-
.... .- -.-" ~. . . -

terstuetzung aer kommission um eine fertigsteL.L.ung der zu-

saetzL.ichen verhandL.ungsrichtL.inien auf seiner ebene zu 

bemue~en und diese dem rat zur genehmigun~ im wege des 

schriftl.ichen verfahrens zu unterbreiten. der rat hat nicht 

die moegL.ichkeit ausgeschL.ossen, noch 1m L.aufe des monats 

mai eine taguny abzuhaL.ten, fal.L.s sich dies aLs notwendig 

erweisen sol.L.te,. er kam ueberein, auf jeden faL.L. aL.Les zu 

tun, um zu aL.L.en punkten, bei denen noch schwierigkeiten be­

stehen, auf seiner ersten tagung im juni steL.Lung zu nehmen .. 

ziel. des rates ist es, aass dle verhancB.ungen, die, wie 

erwaehnt, in kuerze wieaer aufgenommen weraen, kontinuierL.ich 

fortgesetzt werden koennen. der rat hatnachdruekcL.ich seinen 

pol.itischen wiL.L.en bestaetigt, die verhandL.ungen noch vor dem 

sommer abzusc hL.iessen. 
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